
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Kucher 
Genossinnen und Genossen 

betreffend Übernahme der Kosten für Patientenverfügungen durch den Bund 

eingebracht im Zuge der Debatte zum Bericht des Gesundheitsausschusses über die 
Regierungsvorlage (337 d.B.): Bundesgesetz, mit dem das Patientenverfügungs­
Gesetz geändert wird (PatVG-Novelie 2018) (440 d.B.) 

Das Patientenverfügungs-Gesetz ist seit 1. Juli 2006 in Kraft und war Gegenstand 
einer intensiven Begleitforschung. Im Sommer 2014 wurde diese abgeschlossen und 
eine Studie präsentiert. Zwischen Sommer 2014 und Frühjahr 2015 hat die 
parlamentarische Enquete-Kommission zum Thema "Würde am Ende des Lebens" 
unter anderem über Maßnahmen zur Verbesserung von Patientenverfügungen 
diskutiert. Die Ergebnisse der Studie und Empfehlungen der Enquete-Kommission 
zeigen bei einigen Regelungen Änderungsbedarf. 

Einige zentrale Empfehlungen der parlamentarischen Enquete- Kommission wurden 
nicht umgesetzt, insbesondere die finanzielle Entlastung der Patientinnen bei der 
Errichtung von Patientenverfügungen. 
Eine vollständige Kostenübernahme der Errichtung als auch der Verlängerung von 
Patientenverfügungen durch den Bund, vor allem für einkommensschwache 
Personen, sollte vorgenommen werden, da diese einen wichtigen Beitrag zur 
Stärkung des individuellen Willens von Patientlnnen für Behandlungsentscheidungen 
leisten und die Frage der Errichtung jedenfalls nicht von den finanziellen 
Möglichkeiten der einzelnen Patientlnnen abhängig sein sollte. Nach der derzeitigen 
Regelung werden nur Aufklärungsgespräche von Patientlnnen finanziell über die 
Krankenversicherung abgedeckt, die in ärztlicher Behandlung und somit bereits 
erkrankt sind. Zweck der Patientenverfügung ist aber jedenfalls auch die 
Absicherung des eigenen Willens bereits vor Eintritt einer konkreten Krankheit. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Bundesregierung, insbesondere die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Konsumentenschutz wird aufgefordert, die vollständige 
Kostenübernahme der Errichtung als auch der Verlängerung von 
Patientenverfügungen durch den Bund, vor allem für einkommensschwache 
Personen vorzusehen." 
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